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Der Autor führt in diesem Beitrag aus, dass der im Artikel 23d Abs. 5 B-VG festgelegten 
Verpflichtung der Länder zur Durchführung von EU-Rechtsakten lediglich deklaratorische 
Bedeutung zukomme. Die Umsetzungspflicht ergebe sich bereits aus dem 
Gemeinschaftsrecht selbst. Die Einfügung des Artikel 23d Abs. 5 B-VG sei aber notwendig 
gewesen, um die Devolution zugunsten des Bundes im Fall gemeinschaftsrechtswidrigen 
Verhaltens der Länder zu regeln. Diese Regelung sei - vor allem bei einem Vergleich mit 
dem "Vorbild" des Artikel 16 Abs. 4 B-VG (der die Durchführungspflicht der Länder in bezug 
auf Staatsverträge zum Inhalt hat) - in mehrfacher Hinsicht problematisch. 
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